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Aussetzung der Werkvertragsabkommen mit MOE-Staaten 


Mit einem Runderlaß vom 17. Juli 1997 hat die Bundesanstalt für Arbeit 
unter Berufung auf eine Anweisung des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung von ihren Dienststellen verlangt, keine weiteren An- 
träge auf Zusicherungsbescheide für die Erteilung von Arbeitserlaub- 
nissen an Werkvertragsarbeitnehmer aus mittel- und osteuropäischen 
Staaten mehr entgegenzunehmen. Für polnische und ungarische An- 
tragsteller wird auf die Ausschöpfung des Kontingents für das Jahr 1997 
hingewiesen, insgesamt aber stellt die Anweisung des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung auf die grundsätzlichen Be- 
denken der Kommission der Europäischen Union im Hinblick auf die 
Werkvertragsabkommen ab. Die Anweisung des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung enthält die Auffassung, die geforderte 
Ausweitung des Geltungsbereichs der büateralen Regierungsverein- 
barungen auf Unternehmen aus allen EU-Mitgliedsstaaten sei aus ar- 
beitsmarktpolitischen Gründen nicht zu vertreten. Die EU-Kommission 
hatte bereits im April 1996 geltend gemacht, daß die Möglichkeit der 
Beschäftigung von Werkvertragsarbeitnehmem einen unzulässigen 
Wettbewerbsvorteil für deutsche Unternehmen bedeute. 

1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der EU-Kommission, daß 
die Regierungsvereinbarungen - wegen ihrer Beschränkung auf 
deutsche Unternehmen - einen Wettbewerbsvorteil für deutsche 
Unternehmen und eine Diskriminierung von Unternehmen aus an- 
deren EU-Staaten darstellen? 

Welchen Einfluß hat demnach die Aussetzung der Werkvertragsver- 
einbarungen auf die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen? 


Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften ist der Auf- 
fassung, daß die bilateralen Vereinbarungen über die Beschäfti- 
gung ausländischer Werkvertragsarbeitnehmer in der Bundes- 
republik Deutschland die in Artikel 59 des EG-Vertrags garan- 
tierte „ Dienstleistungsfreiheit 11 verletzen. Sie sieht diese Verlet- 
zung darin, daß nach den Vereinbarungen nur Unternehmen, die 
in Deutschland ihren Sitz haben, auf der Grundlage von Werk- 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung vom 24. Oktober 1997 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext 



Drucksache 13/8839 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


vertragen mit Unternehmen aus den MOE-Ländern Zusammenar- 
beiten können. Sie verlangt, auch solchen Unternehmen einen 
Zugriff auf die bilateral ausgehandelten Beschäftigungskontin- 
gente zu ermöglichen, die ihren Sitz in einem anderen EU-Mit- 
gliedstaat haben. 

Die Bundesregierung hat die EG-Kommission demgegenüber 
darauf hingewiesen, daß beim Abschluß der Vereinbarungen die 
Vermittlung von Know-how und von technischen Kooperations- 
kenntnissen an die in Deutschland tätigen Unternehmen aus den 
betreffenden MOE-Ländern sowie die Vermittlung von berufli- 
chen Fachkenntnissen an die Arbeitnehmer der Unternehmen im 
Vordergrund stand. Die Werkvertragsvereinbarungen erfüllen in- 
soweit auch eine wichtige Funktion im Integrationsprozeß dieser 
Länder in Richtung der EU. Dies ist auch der Grund, weshalb die 
Assoziationsabkommen zwischen der Europäischen Gemein- 
schaft sowie ihren Mitgliedstaaten und den MOE-Ländern den 
Abschluß solcher Vereinbarungen ausdrücklich gutheißen und an 
andere EU-Mitgliedstaaten appellieren, den Abschluß ent- 
sprechender Vereinbarungen wohlwollend zu prüfen. Allerdings 
hat bisher allein die Bundesrepublik Deutschland derartige Ab- 
kommen abgeschlossen. 

Die Frage der Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen 
spielt vor dem Hintergrund der Zielsetzung der Vereinbarungen 
über die Beschäftigung von Werkvertragsarbeitnehmern aus den 
MOE-Ländern keine entscheidende Rolle. 


2. Falls die Bundesregierung sich der Auffassung der EU-Kommission 
anschließt, hier handele es sich um einen Wettbewerbsvorteil deut- 
scher Unternehmen, wie ist diese Sichtweise mit der von der Bun- 
desregierung immer wieder an anderer Stelle vertretenen Meinung 
zu vereinbaren, die Beschäftigung von Ausländem sei angesichts der 
Arbeitsmarktlage nicht zu vertreten? 

3. Worin besteht nach Auffassung der Bundesregierung der negative 
arbeitsmarktpolitische Effekt, der in der o. g. Anweisung behauptet 
wird, unter Berücksichtigung der Tatsache, daß für die Beschäftigung 
von Werkvertrags arbeitnehmern Kontingente vereinbart sind, deren 
Höhe zudem von der aktuellen Arbeitsmarktlage abhängig ist? 


Ziel der Werkvertragsvereinbarungen ist, den MOE -Firmen und 
deren Arbeitnehmern im Rahmen der Werkvertragstätigkeit un- 
ternehmerisches und berufliches Know-how zu vermitteln. Die 
Bundesregierung hält die Belastungen für den Arbeitsmarkt trotz 
der kritischen Arbeitsmarktlage für akzeptabel: In den Arbeits- 
amtsbezirken mit hoher Arbeitslosenquote ist eine Werk- 
vertragsarbeitnehmertätigkeit in der Regel nicht möglich. Die 
Werkvertragsarbeitnehmertätigkeit ist an die deutschen Tarif- 
löhne gebunden. Der Umfang der Werkvertragsarbeitnehmertä- 
tigkeit wird jährlich über eine Arbeitsmarktklausel der Arbeits- 
marktlage in Deutschland angepaßt. 

Die Werkvertragsvereinbarungen haben zudem eine wichtige 
Funktion zur Vorbereitung des EU-Beitritts für die der EU-assozi- 
ierten MOE -Länder. Firmen aus diesen Ländern können schon im 
Vorfeld des EU-Beitritts unter EU-Wettbewerbsbedingungen auf 
dem deutschen Markt tätig werden. 
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Im übrigen ist zu bedenken, daß Deutschland im Handel mit den 
Entsendestaaten - mit Ausnahme von Slowenien - beachtliche 
Exportüberschüsse erzielt. Die Tätigkeit der Werkvertragsarbeit- 
nehmer trägt zur Stärkung der Finanzkraft und Exportfähigkeit 
dieser Länder bei. Bei ihrer Tätigkeit in Deutschland lernen die 
Werkvertragsfirmen deutsche Arbeitsverfahren und Arbeitsgeräte 
kennen, auf die sie bei ihrer Tätigkeit im Heimatland zurück- 
greifen können. 

Die Bundesregierung weist allerdings darauf hin, daß sie eine 
Kündigung der Werkvertragsvereinbarungen in Erwägung zieht, 
falls die EG -Kommission im weiteren Verlauf des Vertragsverlet- 
zungsverfahrens die Bundesrepublik Deutschland wegen Verlet- 
zung des Artikels 59 des EG-Vertrages verklagen würde. Die von 
der EU-Kommission geforderte Ausweitung auf Unternehmen 
anderer EU-Mitgliedstaaten würde den deutschen Arbeitsmarkt 
einseitig stärker belasten. Durch die Tätigkeit der in anderen EU- 
Mitgliedstaaten ansässigen Unternehmen würden sich die Be- 
schäftigungsmöglichkeiten für Arbeitnehmer inländischer Unter- 
nehmen weiter verringern. 


4. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, wie viele Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus MOE-Ländern und aus 
Ländern in der EU derzeit als entsandte Arbeitnehmer und als Selb- 
ständige in der Bundesrepublik Deutschland beschäftigt oder tätig 
sind? 


Bis einschließlich September waren im laufenden Jahr durch- 
schnittlich rd. 41 600 Werkvertragsarbeitnehmer aus den MOE- 
Staaten und der Türkei in der Bundesrepublik Deutschland tätig. 
Im September 1997 waren insgesamt 41 996 Werkvertragsarbeit- 
nehmer beschäftigt. 

Über entsandte Arbeitnehmer aus den Ländern der EU sowie für 
selbständig Erwerbstätige aus den MOE-Ländern und aus an- 
deren Mitgliedstaaten der EU liegen der Bundesregierung keine 
statistischen Angaben vor. Ein Anhaltspunkt über den Umfang, in 
dem Arbeitnehmer aus anderen EU-Mitgliedstaaten im Bereich 
der Bauwirtschaft in das Bundesgebiet entsandt werden, ergibt 
sich aus den letzten zur Verfügung stehenden Zahlen der ange- 
meldeten Bauarbeitnehmer im Rahmen des Arbeitnehmer-Ent- 
sendegesetzes. 

Im August 1997 waren nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
aus EU-Ländern Bauarbeitnehmer wie folgt gemeldet: 23 165 aus 
Portugal, 12 256 aus den Niederlanden, 11231 aus Dänemark, 
4 357 aus Großbritannien, 3 825 aus Frankreich, 1 840 aus Italien, 
1 826 aus Österreich, 1 112 aus Luxemburg, 773 aus Griechenland 
und 463 aus Irland. 


5. Besitzt die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, wie viele Ein- 
wohner Polens, die inzwischen als deutsche Staatsangehörige aner- 
kannt worden sind, in der Bundesrepublik Deutschland erwerbstätig 
sind? 
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Einwohner Polens, die die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, 
benötigen für die Ausübung einer Beschäftigung in der Bundes- 
republik Deutschland keine Arbeitserlaubnis. Statistische An- 
gaben über die Zahl der Einwohner Polens mit deutscher Staats- 
angehörigkeit die in Deutschland erwerbstätig sind, liegen des- 
halb nicht vor. 


6. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, in welchem 
Umfang die Gewinne und Verdienste polnischer Firmen und Arbeit- 
nehmer wieder - über Konsum und Exporte - nach Deutschland zu- 
rückfließen? 

Liegen vergleichbare Erkenntnisse über Firmen und Arbeitnehmer 
aus Portugal vor? 


Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, in welchem 
Umfang die Gewinne und Verdienste polnischer Firmen und Ar- 
beitnehmer über Konsum und Exporte nach Deutschland zurück- 
fließen. Das gleiche gilt für Firmen und Arbeitnehmer aus Por- 
tugal. 


7. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die polnische Regierung ge- 
gen die Bundesrepublik Deutschland klagen will, da sie in der Auf- 
hebung der Regierungs Vereinbarung aufgrund der Nichteinhaltung 
der sechsmonatigen Kündigungsfrist eine Vertragsverletzung von 
deutscher Seite sieht? 

Wie beurteilt die Bundesregierung diese Rechtsauffassung, und in 
welchem Umfang sieht die Bundesregierung hier eine Beeinträchti- 
gung des deutsch-polnischen Verhältnisses? 


Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, daß die pol- 
nische Regierung gegen die Bundesrepublik Deutschland wegen 
des Bewilligungsstopps Klage erheben wird. Es handelt sich nicht 
um eine Aufhebung der Werkvertragsvereinbarung, sondern um 
eine vorübergehende Maßnahme. Ziel war es, mit Polen wie auch 
mit den anderen Vertragspartnern Verhandlungen aufzunehmen, 
um ein gemeinsames Vorgehen gegenüber der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft zu erörtern und deutlich zu machen, 
daß die Bundesrepublik Deutschland der geforderten Ausweitung 
der Werkvertragsvereinbarungen nicht nachkommen kann. 

Aufgrund des Ergebnisses der bisher geführten Verhandlungen 
ist der Bewilligungsstopp auch für polnische Werkvertragsarbeit- 
nehmer teilweise wieder aufgehoben worden. Das deutsch-pol- 
nische Verhältnis wird nicht belastet. 
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